
Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di La Spezia 
(Italien), eingereicht am 14. Mai 2012 — Simone 
Gardella/Istituto nazionale della previdenza sociale (INPS) 

(Rechtssache C-233/12) 

(2012/C 217/22) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di La Spezia 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Simone Gardella 

Beklagte: Istituto nazionale della previdenza sociale (INPS) 

Vorlagefragen 

1. Sind die Art. 20, 45, 48 und 145 bis 147 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und Art. 
15 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
dahin auszulegen, dass sie einer innerstaatlichen Regelung 
oder einer innerstaatlichen Verwaltungspraxis entgegenste­
hen, die einem Arbeitnehmer eines Mitgliedstaats nicht ge­
stattet, die Rentenbeiträge, die ihm im Sozialversicherungs­
system seines Staats, in dem er zuvor versichert war, gut­
geschrieben worden sind, in das Rentensystem einer zwi­
schenstaatlichen Einrichtung zu übertragen, die im Gebiet 
eines anderen Staats der Europäischen Union angesiedelt 
ist, in dem er arbeitet und versichert ist? 

2. Muss — auch als Folge aus dem Gesagten — das Recht auf 
Übertragung der Beiträge ermöglicht werden, wenn kein 
spezielles Abkommen zwischen dem Herkunftsmitgliedstaat 
des Arbeitnehmers oder seinem Sozialversicherungsträger 
auf der einen Seite und der zwischenstaatlichen Einrichtung 
auf der anderen Seite besteht? 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per il Lazio (Italien), eingereicht am 14. Mai 

2012 — Sky Italia Srl/AGCOM 

(Rechtssache C-234/12) 

(2012/C 217/23) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Sky Italia Srl 

Beklagte: Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni (AG­
COM) 

Vorlagefrage 

1. Sind Art. 4 der Richtlinie 2010/13/EU ( 1 ), der Gleichheits­
grundsatz und die Vorschriften des Vertrags über die Ar­
beitsweise der Europäischen Union über den freien Dienst­
leistungsverkehr, über die Niederlassungsfreiheit und über 
die Freiheit des Kapitalverkehrs dahin auszulegen, dass sie 
einer Regelung in Art. 38 Abs. 5 des Decreto legislativo Nr. 
177/2005 entgegen stehen, die für die Veranstalter von 
Bezahlfernsehen eine kürzere Sendezeit für Werbung vor­
sieht als für die Veranstalter von frei empfangbarem Fernse­
hen? 

2. Stehen Art. 11 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, ausgelegt im Licht von Art. 10 der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund­
freiheiten und der Rechtsprechung des Europäischen Ge­
richtshofs für Menschenrechte, sowie insbesondere der 
Grundsatz der Informationsvielfalt der Regelung in Art. 38 
Abs. 5 des Decreto legislativo Nr. 177/2005 entgegen, die 
für die Veranstalter von Bezahlfernsehen eine kürzere Sende­
zeit für Werbung vorsieht als für die Veranstalter von frei 
empfangbarem Fernsehen und dadurch den Wettbewerb ver­
zerrt und die Begründung bzw. den Ausbau einer markt­
beherrschenden Stellung auf dem Markt der Fernsehwerbung 
begünstigt? 

( 1 ) ABl. L 95, S. 1. 

Klage, eingereicht am 16. Mai 2012 — Europäische 
Kommission/Französische Republik 

(Rechtssache C-237/12) 

(2012/C 217/24) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: B. 
Simon und J. Hottiaux) 

Beklagte: Französische Republik 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass die Französische Republik dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus Art. 5 Abs. 4 sowie den Anhängen 
II (A.1, A.2, A.3 und A.5) und III (1.1, 1.2, 1.3 und 2) der 
Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 
zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat 
aus landwirtschaftlichen Quellen ( 1 ) verstoßen hat, dass sie 
nicht dafür gesorgt hat, dass alle in den Anhängen II und III 
der Richtlinie genannten Anforderungen ordnungsgemäß 
und vollständig erfüllt werden; 

— der Französische Republik die Kosten aufzuerlegen.
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